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1. Prüfungsauftrag

In der Sitzung des Aufsichtsrats vom 9. November 2023 wurden wir zum Ab schluss prü fer

für das Ge schäfts jahr vom 1. Ja nu ar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 der

kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus,

Bad Schwalbach

(im Folgenden auch "kwb" oder ”Gesellschaft“ genannt)

gewählt. Dar aufhin be auftragte uns die Geschäftsführung der Ge sell schaft, den Jah res ab-

schluss un ter Einbe zie hung der Buchführung und den Lagebericht für das Ge schäfts jahr

vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 in An wen dung der §§ 316 und

317 Handelsgesetzbuch (HGB) zu prüfen.

Bei unserer Prü fung haben wir auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1

Nr. 1 und Nr. 2 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) beach tet. Wir verweisen auf unsere

Be richter stat tung in Ab schnitt 6.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Ab schluss prü fung die an-

wend baren Vor schrif ten zur Unab hän gigkeit be achtet haben.

Wir haben die Prüfung von Juni 2023 sowohl in den Geschäftsräumen der Gesellschaft in

Bad Schwalbach als auch in unseren Geschäftsräumen durchgeführt. Die Schlussbear bei-

tung des Auftrags erfolgte in unseren Geschäftsräumen.

Eine Vorprüfung zur Vorbereitung unserer Abschlussprüfung haben wir im März 2024 vor-

ge nom men.

Über das Ergebnis unserer Prüfungshandlungen erstatten wir den nachfol genden Bericht.

Unse rem Be richt haben wir den geprüften Jah resab schluss 2023 so wie den ge prüf ten La-

ge be richt 2023 als Anlage beigefügt.

Wir haben diesen Prüfungsbericht nach dem Prüfungsstandard PS 450 n. F. "Grundsätze

ord nungs mä ßi ger Er stel lung von Prüfungsberichten" unter Anwendung des

"Prüfungsstandards PS KMU 7 (09.2022) für weniger komplexe Einheiten: Prüfungsurteil,

Berichterstattung und Archivierung" des In sti tuts der Wirt schafts prüfer in Deutsch land

e. V. (IDW), Düs sel dorf, erstellt.
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Unserem Auftrag liegen die als Anlage VIII beigefügten Allgemeinen Auf tragsbe din gun gen

für Wirt schafts prüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fas sung vom

1. Januar 2024 sowie die Besonderen Auftragsbedingungen für Prüfungen und prü fungs-

nahe Leis tungen in der Fassung vom 1. August 2021 zu grun de. Die Hö he unserer Haf tung

be stimmt sich nach § 323 Abs. 2 HGB. Im Ver hält nis zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und

Nr. 9 der Allge meinen Auf trags bedingungen maß ge bend.

Der vorliegende Prüfungsbericht richtet sich an die Gesellschaft.
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2. Grundsätzliche Feststellungen

2.1 Lage des Unternehmens

2.1.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

Die Geschäftsführung hat im Lagebericht vom 14. Juni 2024 die wirt schaftliche Lage der

Gesell schaft beurteilt.

Gemäß § 321 Abs. 1 S. 2 HGB nehmen wir nachfolgend in unserer vor an ges tell ten Be-

richter stat tung zur Be ur tei lung der Lage des Unternehmens im Jah res ab schluss und im

Lagebericht durch die gesetzlichen Vertreter Stel lung.

Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund eigener Beurteilung der wirt schaft li chen Lage

des Un ternehmens ab, die wir im Rahmen der Prüfung des Jahres ab schlusses und des La-

ge berichts ge won nen haben.

Geschäftsverlauf und Lage der Gesellschaft

Hervorzuheben sind insbesondere folgende Aspekte:

· Die kwb hat trotz der schwierigen Rahmenbedingungen im Wohnimmobilienmarkt ihre

positive Geschäftsentwicklung fortgesetzt und das Geschäftsjahr mit einem Jahres-

überschuss von T€ 1.391 abgeschlossen. Insgesamt hat die kwb 11,9 Mio. € in den

Neubau und 10,2 Mio. € in die energetische Modernisierung investiert.

· Die Umsätze in Höhe von 19,0 Mio. € lagen leicht unter Plan, jedoch deutlich über

dem Vorjahreswert. Grund war insbesondere die ganzjährige Vermietung der im Vor-

jahr fertiggestellten Neubauten. Einen deutlichen Anstieg gab es zudem aus der Be-

wertung der unfertigen Leistungen für umlegbare Betriebskosten. 

· Aus dem Verkauf einer Immobilie erzielte die kwb einen Buchgewinn von T€ 277,

währenddessen der Mietverlust aus dem Brandschaden das Ergebnis belastete. Für die

Schadensbeseitigung sind 2,1 Mio. € eingeplant. Insgesamt ist die Eigenkapital quote

von 29,0 % (Vj. 28,8 %) wie auch der Ver schul dungs grad von 69,2 % (Vj. 68,6 %)

zum Vorjahr nahezu unverändert. 

· Der Zinsaufwand in Höhe von 1,6 Mio. € liegt aufgrund von zeitlichen Verschiebungen

bei der Neuaufnahme von Darlehen deutlich unter dem Planwert. Die kwb war im ab-

gelaufenen Geschäfts jahr jeder zeit zah lungsfähig.  
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Voraussichtliche Entwicklung der Gesellschaft

Die Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung der kwb Kommunale Wohnungsbau

GmbH Rheingau-Taunus im La ge be richt ba siert auf An nahmen, bei de nen Be urteilungs-

spielräu me vorhanden sind. Wir halten die se Dar stel lung für plau si bel. In die sem Zu sam-

menhang ist insbe sondere auf fol gen de Kern aus sagen hin zu weisen:

· Die kwb plant das Geschäftsjahr 2023 mit Umsatzerlöse aus der Haus be wirt schaftung

von 20,5 Mio. €, einem Jahresüberschuss von T€ 715, Instandhaltungs kosten von

T€ 2.807 und einem Zins auf wand von T€ 1.757 abzuschließen.

· Bis 2030 sind Investitionen in den Neubau von 50 Wohneinheiten von 24,6 Mio. € und

Modernisierungsmaßnahmen von 38,2 Mio. € geplant, die durch Banken- und Förder-

darlehen sowie durch den Verkauf ausgewählter Liegenschaften finanziert werden soll.

· Die größten Herausforderungen sieht die kwb derzeit u. a. in der Finanzierung der

Klim aneutralität der Gebäude, der Umrüstung von Heizungsanlagen und der Baukos-

tenentwicklung. Für den Umbau des Wohnungsaltbestands bedarf es der Un ter stüt-

zung der Gesellschafter. Dabei sieht die kwb als kreisweit größten Anbieter von Wohn-

raum die Mög lich keit, die re gio na le Entwicklung des Wohnungsmarkts mit zu gestalten.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse halten

wir die Darstellung und Be ur tei lung der La ge der kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH

Rhein gau-Taunus und ihrer vor aus sicht li chen Ent wick lung durch die gesetzlichen Ver-

treter im Jah resab schluss und im Lagebericht für zu tref fend.
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3. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir am 17. Juni 2024 dem als An la gen I bis III

bei ge füg ten Jah resab schluss der kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Tau nus,

Bad Schwalbach, zum 31. Dezember 2023 und dem als An la ge IV bei ge füg ten La ge be richt

für das Ge schäfts jahr 2023 den fol gen den Be stäti gungs ver merk er teilt, der von uns an

die ser Stel le wie der ge geben wird:

"BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Tau-

nus, Bad Schwalbach, – be stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Ge-

winn- und Ver lust rech nung für das Ge schäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. De-

zember 2023 so wie dem An hang, ein schließlich der Dar stel lung der Bi lan zierungs- und

Be wer tungs me thoden – ge prüft. Darüber hin aus haben wir den La gebe richt der kwb Kom-

munale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus für das Ge schäftsjahr vom 1. Januar 2023

bis zum 31. Dezember 2023 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnis se

· entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-

schen, für Kapi talgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-

telt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein

den tatsächlichen Verhältnissen ent sprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage

der Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 so wie ihrer Er tragslage für das Geschäfts-

jahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 und

· vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der

Gesell schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit

dem Jahresab schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt

die Chan cen und Risiken der zukünf tigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein wen dungen

ge gen die Ord nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lage berichts ge führt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
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Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Überein stim-

mung mit § 317 HGB unter Be achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-

ge stell ten deut schen Grundsät ze ord nungs mäßi ger Abschlussprüfung unter An wendung

der IDW Prü fungsstandards für weniger komplexe Einheiten durch ge führt. Unsere Ver ant-

wor tung nach die sen Vor schriften und Grund sät zen ist im Ab schnitt „Verantwortung des

Ab schlussprü fers für die Prü fung des Jahres ab schlusses und des La geberichts“ unse res

Be stäti gungs ver merks wei ter gehend be schrieben. Wir sind von dem Un ter nehmen un ab-

hän gig in Über ein stimmung mit den deut schen han delsrechtlichen und be rufs rechtli chen

Vor schriften und haben unsere sons tigen deut schen Be rufspflich ten in Über ein stim mung

mit die sen An forde rungen er füllt. Wir sind der Auf fas sung, dass die von uns er langten

Prü fungsnachwei se aus rei chend und ge eig net sind, um als Grund la ge für unsere Prü-

fungsur teile zum Jah resabschluss und zum La gebe richt zu die nen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jah res-

ab schluss und den La gebe richt

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses,

der den deut schen, für Kapi talgesellschaften gel tenden handelsrechtlichen Vorschriften in

al len we sent li chen Belan gen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Be ach-

tung der deutschen Grundsätze ord nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli chen Ver-

hält nissen entspre chendes Bild der Vermö gens-, Finanz- und Er tragslage der Ge sell schaft

vermittelt. Fer ner sind die gesetzlichen Vertreter verant wort lich für die in ternen Kon trol-

len, die sie in Über einstim mung mit den deut schen Grund sät zen ord nungs mä ßiger Buch-

füh rung als not wen dig be stimmt haben, um die Auf stel lung ei nes Jah res ab schlusses zu

er mög lichen, der frei von wesentlichen falschen Darstel lungen auf grund von dolosen

Hand lungen (d. h. Manipulationen der Rechnungsle gung und Vermö gens schädi gungen)

oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-

wortlich, die Fä higkeit der Ge sell schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu be-

urteilen. Des Weiteren haben sie die Ver antwor tung, Sachverhalte in Zusammen hang mit

der Fortfüh rung der Unterneh menstä tigkeit, sofern einschlä gig, anzugeben. Dar über hin-

aus sind sie dafür ver antwort lich, auf der Grund lage des Rech nungsle gungs grundsat zes

der Fort füh rung der Unterneh menstätigkeit zu bilanzieren, so fern dem nicht tatsäch liche

oder rechtli che Gege benheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
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Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-

richts, der ins gesamt ein zu tref fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie

in allen we sentlichen Be langen mit dem Jahresab schluss in Einklang steht, den deutschen

gesetz li chen Vorschrif ten ent spricht und die Chancen und Ri siken der zukünftigen Ent-

wicklung zutreffend dar stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver ant wortlich für die

Vorkeh rungen und Maßnah men (Systeme), die sie als notwendig er achtet haben, um die

Auf stellung eines La gebe richts in Übereinstimmung mit den anzu wen denden deut schen

ge setz li chen Vor schriften zu er möglichen, und um ausreichende geeig nete Nach weise für

die Aussagen im La ge bericht erbrin gen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungsle gungsprozesses

der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und

des Lage berichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jah resab-

schluss als Gan zes frei von wesentlichen fal schen Darstellungen aufgrund von dolo sen

Handlun gen oder Irrtümern ist, und ob der La gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild

von der La ge der Ge sell schaft ver mit telt so wie in allen we sentlichen Belangen mit dem

Jah resab schluss so wie mit den bei der Prü fung gewonnenen Erkennt nis sen in Ein klang

steht, den deut schen ge setzli chen Vor schrif ten entspricht und die Chancen und Ri si ken

der zu künfti gen Ent wicklung zutref fend dar stellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu er-

teilen, der unsere Prü fungs urteile zum Jah resabschluss und zum Lagebericht bein haltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass

eine in Über einstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schafts prüfer (IDW) festgestell ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi ger Abschlussprü-

fung unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten

durch ge führ te Prü fung eine we sent li che fal sche Dar stellung stets auf deckt. Fal sche Dar-

stellun gen kön nen aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultie ren und werden als

we sentlich an gese hen, wenn ver nünftig erweise er wartet wer den könnte, dass sie ein zeln

oder insge samt die auf der Grundlage dieses Jah resab schlusses und La gebe richts ge trof-

fenen wirt schaftlichen Ent scheidungen von Adres saten beeinflus sen.
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Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält unter 

https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsvermerk/1-v2-hgb-ja-non-pie ei-

ne weiterge hen de Beschrei bung der Verantwor tung des Ab schlussprüfers für die Prü fung

des Jahresab schlusses und des Lage be richts. Diese Be schreibung ist Bestandteil unseres

Be stätigungsvermerks.

Wiesbaden, 17. Juni 2024

WBS PartGmbB

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Andreas Labudda

Wirtschaftsprüfer"

https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsvermerk/1-v2-hgb-ja-non-pie
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4. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

4.1 Gegenstand der Prüfung

Die Gesellschaft ist nach den in § 267 Abs. 2 HGB bezeichne ten Größen merkmalen als

mittelgroße Kapitalgesellschaft ein zu stufen und daher prü fungspflichtig ge mäß

§§ 316 ff. HGB. Nach § 21 Abs. 3 und § 26 Abs. 2 des Gesellschaftsvertrags sind bei der

Aufstellung und Prü fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts die Vorschriften für

große Kapitalgesell schaften zu beachten. Diese Anforderung ergeht aus § 122 Abs. 1

Nr. 4 Hessische Ge mein deord nung (HGO), wonach bei einer kommunalen Beteiligung ge-

währ leistet sein muss, dass der Jahresabschluss und der Lagebericht nach den für große

Kapi talgesell schaften gelten den Regelungen des HGB aufgestellt und geprüft werden.

Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß § 317 HGB die Buch füh rung und

den nach deut schen Rech nungslegungsvorschriften aufgestellten Jah res ab schluss und den

Lagebericht auf die Ein haltung der ein schlägi gen gesetzli chen Vor schriften und der sie er-

gän zenden Bestim mungen des Gesellschaftsvertrags geprüft.

Die gesetzlichen Vertreter tragen die Verantwortung für die Rech nungslegung, die dazu

ein gerichteten in ter nen Kon trollen und die gegenüber uns als Ab schlussprü fer ge mach ten

Anga ben. Un sere Aufga be als Ab schlussprüfer ist es, diese Un ter la gen un ter Ein be zie hung

der Buch füh rung und die gemachten An ga ben im Rahmen unserer pflicht ge mä ßen Prü-

fung zu be ur tei len.

Den Lagebericht haben wir daraufhin überprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den

bei unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt ein zu-

tref fen des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt. Dabei ist auch zu prü fen, ob die

Chan cen und Ri si ken der künftigen Entwicklung zutref fend dargestellt sind. Die Prüfung

des Lage be richts hat sich auch darauf zu erstrecken, ob die ge setzlichen Vor schriften zur

Auf stel lung des Lageberichts beachtet worden sind (§ 317 Abs. 2 HGB). 

Die maßgebenden Rechnungslegungsgrundsätze für unsere Prüfung des Jah res ab-

schlusses wa ren die Rechnungslegungsvorschriften der §§ 242 bis 256a und der §§ 264

bis 288 HGB, die Sondervorschriften des GmbH-Gesetzes, die Verordnung über Formblät-

ter für die Glie derung des Jahresabschlusses von Wohnungsunternehmen sowie die er-

gän zen den Be stim mun gen des Gesellschaftsvertrags.

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den

Aufga ben unserer Ab schlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicher-

wei se Rück wir kun gen auf den nach deut schen Rechnungslegungsvorschriften auf gestell-

ten Jah resab schluss oder den Lagebericht er ge ben.
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4.2 Art und Umfang der Prüfungsdurchführung

Unsere Prüfung haben wir in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Be ach tung der vom

IDW fest gestellten deutschen Grundsätze ord nungsgemä ßer Abschluss prü fung (GoA) un-

ter An wendung der IDW Prüfungsstandards für weniger komplexe Ein heiten vor genom-

men.

Unsere Prüfung hat sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf zu erstrecken, ob der

Fort be stand des ge prüf ten Unterneh mens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der

Ge schäfts führung zugesichert wer den kann.

Grundlage unseres risiko- und prozessorientierten Prüfungsvorgehens ist die Erarbei tung

ei ner Prüfungsstrategie. Diese basiert auf der Beurteilung des wirtschaftlichen und rechtli-

chen Umfelds der Gesellschaft, ihrer Ziele, Strategien und Geschäfts risiken, die wir an-

hand kri ti scher Erfolgsfaktoren beurteilen. Die Prüfung des rech nungslegungsbezoge nen

in ter nen Kon trollsystems und dessen Wirksamkeit ergänzen wir durch Prozessanaly sen,

die wir mit dem Ziel durchführen, deren Einfluss auf relevante Jahresabschlussposten zu

er mit teln und so die Fehlerrisiken sowie unser Prüfungsrisiko einschätzen zu kön nen.

Die Erkenntnisse aus der Prüfung der Prozesse und des rechnungsle gungsbe zo genen in-

ternen Kontrollsystems haben wir bei der Auswahl der analytischen Prü fungs handlungen

(Plausibilitätsbeurteilungen) und der Einzelfallprüfungen hinsicht lich der Be standsnach-

weise, des Ansatzes, des Ausweises und der Bewertung im Jahresab schluss berücksich-

tigt. Im unternehmensindividuellen Prüfungsprogramm haben wir die Schwer punkte un-

serer Prü fung, Art und Um fang der Prüfungshand lungen sowie den zeit li chen Prü fungs-

ablauf und den Einsatz von Mitarbeitern fest gelegt. Hierbei haben wir die Grund sätze der

We sent lichkeit und der Risikoorientie rung beachtet und daher unsere Prü fungs urteile

über wie gend auf der Basis von Stich proben getroffen.

Die in unserer Prüfungsstrategie identifizierten kritischen Prüfungsziele führten zu fol gen-

den Schwer punkten unserer Prüfung:

· Internes Kontrollsystem der Eingangsrechnungsprüfung

· Internes Kontrollsystem des Personalprozesses und der Gehaltsabrechnung

· Entwicklung des Anlagevermögens

· Abstimmung des Bestands an liquiden Mitteln und der Verbindlichkeiten ge-

genüber Kreditinstituten

· Ausweis und Bewertung des Vorratsvermögens

· Abstimmung der Posten der Gewinn- und Verlustrechnung
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Weiterhin haben wir unter anderem folgende Standardprüfungshandlungen vor genom-

men:

· Wir erhielten von den Banken, mit denen die Gesellschaft im Berichtsjahr in

Ge schäfts ver bin dung stand, jeweils eine Bestätigung über die Höhe der Salden

und über sonsti ge für die Ab schlussprüfung bedeutsame Sachverhalte.

· Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten wurden anhand der Sal den mit-

teilungen bzw. Tilgungspläne geprüft.

· Zum Nachweis der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen hat die

Gesellschaft zum Bilanzstichtag Saldenbestätigungen nach der positiven Me-

thode angefordert. Die Auswahl der Saldenbestätigungen haben wir risi koo-

rientiert durch be wusste Auswahl festgelegt. Kriterien der Auswahl wa ren die

Höhe der einzel nen Verbindlichkeit und Umfang des Geschäftsverkehrs.

· Die Be wer tung der Rück stel lung haben wir durch Plausibilitätsbeurteilung und

Ab stim mung der Be rech nungs grundla gen geprüft.

· Weiterhin erhielten wir von den beauftragten Rechtsanwälten Bestätigungen

über an hän gi ge Rechtsverfahren bzw. sons tige we sent li che rechtli che Tatbe-

stände.

Alle von uns erbetenen, nach pflichtgemäßen Ermessen zur ordnungsmäßigen Durch füh-

rung der Prü fung von den gesetzlichen Vertretern benö tig ten Auf klärungen und Nach wei-

se wurden er bracht. Die Ge schäftsführung hat uns die Voll stän dig keit der Buch füh rung,

des Jahresabschlusses und des Lageberichts in der von uns ein gehol ten Voll stän dig keits-

erklä rung am 17. Juni 2024 schrift lich be stätigt.

4.3 Unabhängigkeit

Bei unserer Abschlussprüfung haben wir die anwendbaren Vorschriften zur Un ab hän gig-

keit be ach tet (§ 321 Abs. 4a HGB).
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5. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

5.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

5.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Im Rahmen unserer Prüfung stellen wir fest, dass die Buchführung und die wei te ren ge-

prüf ten Un ter lagen in al len wesentlichen Belangen den ge setzli chen Vor schrif ten ein-

schließ lich der Grund sätze ord nungs mäßiger Buch führung sowie den Be stim mungen des

Gesell schafts vertrags entsprechen.

Die Aufzeichnungen der Geschäftsvorfälle der Gesellschaft sind nach unseren Feststel-

lungen voll stän dig, fort laufend und zeitgerecht. Der Kon tenplan ermög licht eine klare und

über sicht liche Ord nung des Bu chungs stoffes mit einer für die Belan ge der Ge sell schaft

aus rei chen den Glie derungs tiefe. So weit im Rah men unserer Prü fung Bu chungsbe lege ein-

ge se hen wurden, ent hal ten die se alle zur ord nungs ge mä ßen Do ku men tation er forderli-

chen Anga ben. Die Belegabla ge ist nu merisch geord net, so dass der Zu griff auf die Be lege

un mit telbar an hand der An ga ben in den Kon ten möglich ist. Die Buch füh rung ent spricht

so mit für das ge samte Ge schäfts jahr in al len we sentli chen Be langen den ge setzli chen An-

for de rungen.

Die Organisation der Buchführung, das interne Kontrollsystem, der Datenfluss und das

Beleg wesen er mögli chen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Er fassung

und Bu chung der Ge schäfts vorfälle.

Die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen wurden nach

dem Er gebnis unserer Prü fung in allen wesentlichen Belangen ordnungs gemäß in der

Buchführung, im nach deut schen Rech nungsle gungs vor schrif ten auf ge stellten Jah res ab-

schluss und im Lagebericht abgebildet.

Die Buchführung wird EDV-gestützt nach den Regeln der doppelten Buchführung durchge-

führt. Die Gesellschaft setzt im Bereich der Finanzbuchhaltung und Anlagenbuchhaltung

die Soft wa re immotion.net der Firma GAP mbH, Bremen, ein. Die Lohnbuchhaltung wird

von der RTK Holding GmbH Beteiligungsgesellschaft des Rheingau-Taunus-Kreises, Tau-

nuss tein (RTK Holding) durchgeführt. Sie setzt das System Sage HR Personalabrechnung

der Firma Sage GmbH, Frankfurt am Main, ein.

Die Verfahrensabläufe in der Buchführung haben im Berichtsjahr keine nennenswerten or-

gani sato ri schen Änderungen erfahren.
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5.1.2 Jahresabschluss

In dem uns zur Prüfung vorgelegten, nach deut schen Rechnungslegungsvorschrif ten auf-

ge stell ten Jah res ab schluss zum 31. Dezember 2023 wurden in allen wesentli chen Be lan-

gen al le für die Rech nungsle gung gel ten den ge setzli chen Vor schrif ten ein schließlich der

Grund sät ze ord nungsmäßiger Buchfüh rung und aller größen ab hän gi gen, rechts form ge-

bun denen oder wirt schaftszweigspezifischen Regelungen sowie die Be stimmun gen des

Gesellschafts ver trags beachtet.

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung der Gesellschaft für das Ge schäftsjahr

vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 sind nach unseren Feststel lun gen ord-

nungs mä ßig aus der Buch füh rung und aus den wei teren ge prüf ten Un terlagen abge leitet.

Die ein schlä gigen An satz-, Aus weis- und Be wer tungs vor schriften wur den dabei ebenso in

al len we sentli chen Belan gen be achtet wie der Stetig keits grund satz des § 252 Abs. 1 Nr. 6

HGB.

Zur Ordnungsmäßigkeit der im Anhang gemachten Angaben, über die von uns nicht an

an de rer Stelle be richtet wird, stellen wir fest, dass die Berichterstattung im An hang durch

die ge setz li chen Ver treter voll ständig und im gesetzlich vor ge schriebenen Umfang ausge-

führt wurde.

Die Inanspruchnahme der Schutzklausel des § 286 Abs. 4 HGB ist bezüglich der Angabe

der Gesamtbezüge der gesetzlichen Vertreter im An hang ge mäß § 285 Nr. 9 lit a) und b)

HGB zu Recht er folgt.

5.1.3 Lagebericht

Der Lagebericht entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Unsere Prüfung nach

§ 317 Abs. 2 HGB hat zu dem Ergebnis geführt, dass er mit dem Jahresab schluss und den

im Verlauf unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und ins gesamt

ein zu tref fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt. Die we sentlichen Chancen

und Ri si ken der künftigen Ent wicklung sind zutreffend dar ge stellt.
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5.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

5.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Über das Ergebnis unserer Beurteilung, ob und inwieweit die durch den Jahres abschluss

ver mittelte Ge samt aus sage den Anforderungen des § 264 Abs. 2 Satz 1 HGB ent spricht,

be richten wir nach stehend.

Da sich keine Besonderheiten ergeben haben, stellen wir fest, dass der Jahres abschluss

ins ge samt unter Be ach tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhält nissen ent spre chen des Bild der Vermögens-, Finanz- und Er tragslage

der Gesell schaft vermittelt.

Die Gesellschaft hat im Anhang die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsme tho-

den an ge ge ben. Bei unseren nachfolgenden Ausführungen gehen wir daher ins beson dere

auf die Sach ver halte ein, die für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Er tragslage

so wie in ih rer Ge samtwirkung im Zusammenhang mit anderen Maßnah men und Sach ver-

halten von we sentlicher Bedeutung sind (IDW PS 250).

5.2.2 Bewertungsgrundlagen

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden erfolgen unter Annahme der Unterneh-

mensfort führung und sind an den handelsrechtlichen Bestimmungen ausgerichtet. Sie

werden grund sätzlich unverändert zum Vorjahr angewendet.

Zur Darstellung der wesentlichen Bewertungsgrundlagen verweisen wir auf die entspre-

chen den An ga ben im Anhang (Anlage III), weil ihre Aufnahme in den vorlie genden Prü-

fungs be richt nur zu einer Wie der holung füh ren würde.

5.2.3 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen

Berichtspflichtige Tatsachen aus sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen mit wesentlichen

Aus wirkun gen auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses lagen nach dem Ergebnis

unserer Prü fungshand lungen im Prü fungs zeitraum nicht vor.

5.2.4 Aufgliederungen und Erläuterungen

§ 321 Abs. 2 Satz 5 HGB schreibt eine Aufgliederung von Abschlussposten vor, soweit

dies zum Ver ständ nis der Gesamtaussage des Jahresabschlusses, insbesondere zur Erläu-

te rung der Be wertungs grundlagen und deren Änderungen sowie der sachverhaltsgestal-

tenden Maßnahmen nach § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB, er for derlich ist und die Angaben nicht

im Anhang enthalten sind.

Im Prüfungsjahr bestand keine Notwendigkeit zur Aufgliederung und Er läute rung von Ab-

schluss po sten ge mäß § 321 Abs. 2 Satz 5 HGB.
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6. Feststellung aus Erweiterungen des Prüfungsauftrags
gemäß § 53 HGrG

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und

Nr. 2 HGrG be ach tet. De ment sprechend haben wir auch ge prüft, ob die Ge schäf te ord-

nungs ge mäß, d. h. mit der er forderli chen Sorg falt und in Über einstim mung mit den ein-

schlä gigen handels rechtlichen Vorschriften sowie den Be stim mungen des Gesellschafts-

vertrags ge führt worden sind.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in Anlage VII dar ge-

stellt. Über diese Fest stellun gen hinaus hat unsere Prüfung kei ne Be son derhei ten er ge-

ben, die nach unserer Auf fas sung für die Beur tei lung der Ord nungsmä ßig keit der Ge-

schäftsfüh rung von Be deutung sind.

Nach IDW PS 720 ist die Prüfung des Risikofrüherkennungssystems rechtsformunabhän-

gig als Bestandteil einer nach § 53 HGrG durchzuführenden Geschäftsführungsprüfung

an zusehen. Die Pflicht zur Einrichtung eines Risikofrüherkennungssystems besteht grund-

sätzlich nach § 91 Abs. 2 Aktiengesetz (AktG) nur für den Vorstand einer Aktiengesell-

schaft. Bei § 53 HGrG unterliegenden Un ternehmen ist jedoch unabhängig von deren

Rechtsform und Grö ße ein nach den Verhältnissen des Einzelfalls angemessenes Risikofrü-

herken nungssys tem einzu richten.

Ein Risikofrüherkennungssystem gemäß § 91 Abs. 2 AktG hat sicherzustellen, dass Risi-

ken, die den Fortbestand des Unternehmens gefährden können, früh erkannt werden. Es

muss daher geeignet sein, den Eintritt und die Erhöhung derartiger Risiken rechtzeitig an-

zuzeigen und den Entscheidungsträgern mitzuteilen. Es muss ferner sicherstellen, dass ei-

ne Gesamtbetrachtung solcher Risiken, die im Zusammenwirken bestandsgefährdend

werden können, erfolgt.

Unsere Prüfung hat ergeben, dass die Gesellschaft in analoger Anwendung die nach 

§ 91 Abs. 2 AktG geforderten Maßnahmen, insbesondere zur Einrichtung eines Überwa-

chungs systems in geeigneter Weise getroffen hat, und dass das Überwachungssystem

Entwick lungen, die den Fortbestand der Gesellschaft gefährden, frühzeitig erkennt. 
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7. Schlussbemerkung

Vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den ge setzlichen

Vor schrif ten und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungs berichten

(IDW PS 450 n. F.).

Wiesbaden, 17. Juni 2024

WBS PartGmbB

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Andreas Labudda

Wirtschaftsprüfer
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AKTIVA

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro

A. Anlagevermögen

I. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte mit Wohnbauten 149.880.734,39 151.352.053,26

2. Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte mit Geschäfts-
und anderen Bauten 17.289.127,81 17.073.460,81

3. Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte ohne Bauten 9.654,83 9.654,83

4. Betriebs- und
Geschäftsausstattung 527.133,00 506.216,00

5. Anlagen im Bau 7.149.273,09 1.691.053,92
6. Bauvorbereitungskosten 2.445,00 37.907,15

174.858.368,12 170.670.345,97

II. Finanzanlagen

1. Genossenschaftsanteile 10.850,00 10.850,00

B. Umlaufvermögen

I. Zum Verkauf bestimmte Grundstücke und andere Vorräte

1. unfertige Leistungen 6.742.529,14 5.353.281,88
2. andere Vorräte 201.079,48 160.457,69

6.943.608,62 5.513.739,57

II. Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Vermietung 536.841,59 555.580,59
2. Forderungen aus Betreuungstätigkeit 4.374,93 819,12
3. sonstige Vermögensgegenstände 1.099.637,68 355.630,36

1.640.854,20 912.030,07

III. Flüssige Mittel und Bausparguthaben

1. Kassenbestand und
Guthaben bei Kreditinstituten 4.020.816,44 7.043.025,01

2. Bausparguthaben 2.787.679,63 3.012.360,76
6.808.496,07 10.055.385,77

C. Rechnungsabgrenzungsposten

1. Geldbeschaffungskosten 259.867,67 230.692,83
2. Andere Rechnungsabgrenzungsposten 500.666,77 386.591,49

760.534,44 617.284,32

191.022.711,45 187.779.635,70

Treuhandvermögen 2.546.188,64 2.459.044,85
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PASSIVA

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 25.748.918,00 25.748.918,00

II. Gewinnrücklagen

1. gesellschaftsvertragliche Rücklage 2.843.570,77 2.704.510,79
2. Bauerneuerungsrücklage 17.205.448,64 15.740.002,81
3. andere Gewinnrücklagen 8.395.827,34 8.395.827,34

28.444.846,75 26.840.340,94

III. Bilanzgewinn 1.251.539,86 1.465.445,83

B. Rückstellungen

1. Steuerrückstellungen 0,00 40.751,00
2. sonstige Rückstellungen 1.070.391,09 831.801,42

1.070.391,09 872.552,42

C. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 109.445.612,47 108.746.337,87

2. Verbindlichkeiten gegenüber
anderen Kreditgebern 15.545.425,61 15.303.916,82

3. erhaltene Anzahlungen 6.832.216,02 6.046.448,81
4. Verbindlichkeiten aus

Vermietung 451.518,35 390.424,46
5. Verbindlichkeiten aus

Lieferungen und Leistungen 1.648.277,51 1.702.485,24
6. sonstige Verbindlichkeiten 30.916,87 20.825,17

133.953.966,83 132.210.438,37
- davon aus Steuern

Euro 23.686,54 
(Euro 15.235,95)

- davon im Rahmen der
sozialen Sicherheit
Euro 7.230,33 (Euro 5.589,22)

D. Rechnungsabgrenzungsposten 553.048,92 641.940,14

191.022.711,45 187.779.635,70

Treuhandverbindlichkeiten 2.546.188,64 2.459.044,85
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Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro

1. Umsatzerlöse
a) aus Hausbewirtschaftung 19.021.525,48 18.106.209,29
b) aus Betreuungstätigkeit 42.681,01 45.417,01
c) aus anderen Lieferungen und Leistungen 17.455,50 19.894,66

19.081.661,99 18.171.520,96

2. Erhöhung des Bestands an unfertigen Leis-
tungen 1.389.247,26 366.370,91

3. andere aktivierte Eigenleistungen 145.118,03 101.000,00

4. sonstige betriebliche Erträge 657.154,39 711.380,56

5. Aufwendungen für bezogene Lieferungen und
Leistungen

a) Aufwendungen für Hausbewirtschaftung 10.031.409,01 8.313.278,38
b) Aufwendungen für andere Lieferungen und

Leistungen 92.966,21 141.625,88
10.124.375,22 8.454.904,26

6. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 2.014.539,38 1.942.144,23
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung 540.733,22 477.293,71
2.555.272,60 2.419.437,94

- davon für Altersversorgung Euro 143.813,00
(Euro 140.611,08)

7. Abschreibungen
auf immaterielle Vermögensgegenstände und
Sachanlagen 4.730.792,08 4.238.904,76

8. sonstige betriebliche Aufwendungen 862.331,31 1.000.450,02

9. Erträge aus Beteiligungen 120,00 16,50

10. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 26.751,41 14.718,05

11. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 1.623.875,61 1.614.239,90

12. Ergebnis nach Steuern 1.403.406,26 1.637.070,10

13. sonstige Steuern 12.806,42 8.796,96

14. Jahresüberschuss 1.390.599,84 1.628.273,14

15. Einstellungen in gesellschaftsvertragliche
Rücklage 139.059,98 162.827,31

16. Bilanzgewinn 1.251.539,86 1.465.445,83
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Anschaffungskosten/Herstellungskosten Abschreibungen Buchwerte
Stand Stand Stand Stand Stand Stand

01.01.2023 Zugänge Abgänge Umbuchungen 31.12.2023 01.01.2023 Zugänge Abgänge 31.12.2023 31.12.2023 31.12.2022
Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro

Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögens-
gegenstände

entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche 
Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte 
sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 39.182,34 0,00 0,00 0,00 39.182,34 39.182,34 0,00 0,00 39.182,34 0,00 0,00

Summe immaterielle
Vermögensgegenstände 39.182,34 0,00 0,00 0,00 39.182,34 39.182,34 0,00 0,00 39.182,34 0,00 0,00

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte mit Wohnbauten 207.163.070,30 2.304.792,91 1.545.211,91 1.296.634,50 209.219.285,80 55.811.017,04 4.169.627,61 642.093,24 59.338.551,41 149.880.734,39 151.352.053,26

2. Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte mit Geschäfts-
und anderen Bauten 18.850.711,58 612.073,23 0,00 0,00 19.462.784,81 1.777.250,77 396.406,23 0,00 2.173.657,00 17.289.127,81 17.073.460,81

3. Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte ohne Bauten 9.654,83 0,00 0,00 0,00 9.654,83 0,00 0,00 0,00 0,00 9.654,83 9.654,83

4. Betriebs- und
Geschäftsausstattung 1.972.091,87 185.675,24 3.195,20 0,00 2.154.571,91 1.465.875,87 164.758,24 3.195,20 1.627.438,91 527.133,00 506.216,00

5. Anlagen im Bau 1.691.053,92 6.719.391,52 0,00 1.261.172,35- 7.149.273,09 0,00 0,00 0,00 0,00 7.149.273,09 1.691.053,92
6. Bauvorbereitungskosten 37.907,15 0,00 0,00 35.462,15- 2.445,00 0,00 0,00 0,00 0,00 2.445,00 37.907,15

Summe Sachanlagen 229.724.489,65 9.821.932,90 1.548.407,11 0,00 237.998.015,44 59.054.143,68 4.730.792,08 645.288,44 63.139.647,32 174.858.368,12 170.670.345,97

III. Finanzanlagen

Genossenschaftsanteile 10.850,00 0,00 0,00 0,00 10.850,00 0,00 0,00 0,00 0,00 10.850,00 10.850,00

Summe Finanzanlagen 10.850,00 0,00 0,00 0,00 10.850,00 0,00 0,00 0,00 0,00 10.850,00 10.850,00

Summe Anlagevermögen 229.774.521,99 9.821.932,90 1.548.407,11 0,00 238.048.047,78 59.093.326,02 4.730.792,08 645.288,44 63.178.829,66 174.869.218,12 170.681.195,97
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Tau-

nus, Bad Schwalbach, – be stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Ge-

winn- und Ver lust rech nung für das Ge schäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. De-

zember 2023 so wie dem An hang, ein schließlich der Dar stel lung der Bi lan zierungs- und

Be wer tungs me thoden – geprüft. Darüber hin aus haben wir den La gebe richt der kwb Kom-

mu nale Wohn ungsbau GmbH Rheingau-Taunus für das Ge schäftsjahr vom 1. Januar 2023

bis zum 31. Dezember 2023 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnis se

· entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-

schen, für Kapi talgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-

telt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein

den tatsächlichen Verhältnissen ent sprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage

der Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 so wie ihrer Er tragslage für das Geschäfts-

jahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 und

· vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der

Gesell schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit

dem Jahresab schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt

die Chan cen und Risiken der zukünf tigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein wen dungen

ge gen die Ord nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lage berichts ge führt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Überein stim-

mung mit § 317 HGB unter Be achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-

ge stell ten deut schen Grundsät ze ord nungs mäßi ger Abschlussprüfung unter An wendung

der IDW Prü fungsstandards für weniger komplexe Einheiten durch ge führt. Unsere Ver ant-

wor tung nach die sen Vor schriften und Grund sät zen ist im Ab schnitt „Verantwortung des

Ab schlussprü fers für die Prü fung des Jahres ab schlusses und des La geberichts“ unse res

Be stäti gungs ver merks wei ter gehend be schrieben. Wir sind von dem Un ter nehmen un ab-

hän gig in Über ein stimmung mit den deut schen han delsrechtlichen und be rufs rechtli chen

Vor schriften und haben unsere sons tigen deut schen Be rufspflich ten in Über ein stim mung

mit die sen An forde rungen er füllt. Wir sind der Auf fas sung, dass die von uns er langten

Prü fungsnachwei se aus rei chend und ge eig net sind, um als Grund la ge für unsere Prü-
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Prü fungsnachwei se aus rei chend und ge eig net sind, um als Grund la ge für unsere Prü-

fungsur teile zum Jah resabschluss und zum La gebe richt zu die nen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jah res-

ab schluss und den La gebe richt

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses,

der den deut schen, für Kapi talgesellschaften gel tenden handelsrechtlichen Vorschriften in

al len we sent li chen Belan gen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Be ach-

tung der deutschen Grundsätze ord nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli chen Ver-

hält nissen entspre chendes Bild der Vermö gens-, Finanz- und Er tragslage der Ge sell schaft

vermittelt. Fer ner sind die gesetzlichen Vertreter verant wort lich für die in ternen Kon trol-

len, die sie in Über einstim mung mit den deut schen Grund sät zen ord nungs mä ßiger Buch-

füh rung als not wen dig be stimmt haben, um die Auf stel lung ei nes Jah res ab schlusses zu

er mög lichen, der frei von wesentli chen falschen Darstel lungen auf grund von dolosen

Hand lun gen (d. h. Mani pulationen der Rechnungsle gung und Vermö gens schädi gungen)

oder Irrtü mern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-

wortlich, die Fä higkeit der Ge sell schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu be-

urteilen. Des Weiteren haben sie die Ver antwor tung, Sachverhalte in Zusammen hang mit

der Fortfüh rung der Unterneh menstä tigkeit, sofern einschlä gig, anzugeben. Dar über hin-

aus sind sie dafür ver antwort lich, auf der Grund lage des Rech nungsle gungs grundsat zes

der Fort füh rung der Unterneh menstätigkeit zu bilanzieren, so fern dem nicht tatsäch liche

oder rechtli che Gege benheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-

richts, der ins gesamt ein zu tref fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie

in allen we sentlichen Be langen mit dem Jahresab schluss in Einklang steht, den deutschen

gesetz li chen Vorschrif ten ent spricht und die Chancen und Ri siken der zukünftigen Ent-

wicklung zutreffend dar stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver ant wortlich für die

Vorkeh rungen und Maßnah men (Systeme), die sie als notwendig er achtet haben, um die

Auf stellung eines La gebe richts in Übereinstimmung mit den anzu wen denden deut schen

ge setz li chen Vor schriften zu er möglichen, und um ausreichende geeig nete Nach weise für

die Aussagen im La ge bericht erbrin gen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungsle gungsprozesses

der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und

des Lage berichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jah resab-

schluss als Gan zes frei von wesentlichen fal schen Darstellungen aufgrund von dolo sen

Handlun gen oder Irrtümern ist, und ob der La gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild

von der La ge der Ge sell schaft ver mit telt so wie in allen we sentlichen Belangen mit dem

Jah resab schluss so wie mit den bei der Prü fung gewonnenen Erkennt nis sen in Ein klang

steht, den deut schen ge setzli chen Vor schrif ten entspricht und die Chancen und Ri si ken

der zu künfti gen Ent wicklung zutref fend dar stellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu er-

teilen, der unsere Prü fungs urteile zum Jah resabschluss und zum Lagebericht bein haltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass

eine in Über einstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schafts prüfer (IDW) festgestell ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi ger Abschlussprü-

fung unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten

durch ge führ te Prü fung eine we sent li che fal sche Dar stellung stets auf deckt. Fal sche Dar-

stellun gen kön nen aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultie ren und werden als

we sentlich an gese hen, wenn ver nünftig erweise er wartet wer den könnte, dass sie ein zeln

oder insge samt die auf der Grundlage dieses Jah resab schlusses und La gebe richts ge trof-

fenen wirt schaftlichen Ent scheidungen von Adres saten beeinflus sen.

Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält unter 

https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsvermerk/1-v2-hgb-ja-non-pie ei-

ne weiterge hen de Beschrei bung der Verantwor tung des Ab schlussprüfers für die Prü fung

des Jahresab schlusses und des Lage be richts. Diese Be schreibung ist Bestandteil unseres

Be stätigungsvermerks.

Wiesbaden, 17. Juni 2024 

WBS PartGmbB

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Andreas Labudda

Wirtschaftsprüfer

https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsvermerk/1-v2-hgb-ja-non-pie
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Rechtliche Verhältnisse

Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse

Firma: kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH 

 Rheingau-Taunus

Sitz: Bad Schwalbach

Rechtsform: Gesellschaft mit beschränkter Haftung

Gesellschaftsvertrag: 28. Januar 1949, in der zuletzt geänderten Fas-

sung vom 26. März 2020

Anschrift: Martin-Luther-Str. 13

 65307 Bad Schwalbach

Registereintrag:  Handelsregister

Registergericht:  Amtsgericht Wiesbaden

Register-Nr.:  HRB 16043

Gegenstand des Unternehmens: Zweck der Gesellschaft ist vorrangig eine sichere

und so zial verantwortbare Wohnungsversorgung

der breit en Schichten der Bevöl kerung

(gemeinnütziger Zweck). Die Gesellschaft errich-

tet, betreut, be wirt schaftet und verwal tet Bauten

in allen Rechts- und Nutzungsformen, dar un ter Ei-

genheime und Eigen tums woh nungen. Sie kann

außerdem alle im Be reich der Wohnungs wirt-

schaft, des Städ tebaus und der Infra struktur an-

fallen den Aufgaben überneh men, Grund stücke er-

wer ben, be lasten und veräu ßern sowie Erb bau-

rechte ausgeben. Sie kann Ge mein schaftsanlagen

und Fol gee inrichtungen, Läden und Gewerbebau-

ten, soziale wirt schaftliche und kul tur elle Einrich-

tungen und Dienstleistungen bereits tellen. 

Die Ge sellschaft führt ihre Geschäfte nach Grund-

sät zen der Wohnungsge meinnützigkeit im Sin ne

des Ge sellschaftsvertrages.
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Geschäftsjahr: 1. Januar bis 31. Dezember

Gezeichnetes Kapital: Euro 25.748.918,00

Geschäftsführung: Joachim Ditmar Joest, Ginsheim-Gustavsburg

Prokura: Anke Kriesel, Bad Schwalbach

 Yvonne Rudolph, Limburg an der Lahn

Organe: Geschäfts führung

Aufsichtsrat

Gesellschafterversammlung

Gesellschafter: RTK Hol ding 13.504.551 € 52,5%

Stadt Ids tein 5.259.000 € 20,4%

Stadt Tau nuss tein 2.760.067 € 10,7%

Stadt Elt vil le am Rhein 900.500 € 3,5%

Ge mein de Hüns tetten 658.300 € 2,6%

Stadt Oe strich-Winkel 602.900 € 2,3%

Ge mein de Nie dern hau sen 398.900 € 1,6%

Stadt Bad Schwal bach 348.900 € 1,4%

Stadt Rü des heim 286.000 € 1,1%

Stadt Lorch am Rhein 209.000 € 0,8%

Ge mein de Schlan genbad 162.400 € 0,6%

Ge mein de Kie drich 114.000 € 0,4%

Ge mein de Aar ber gen 113.700 € 0,4%

Ge mein de Ho hens tein 110.600 € 0,4%

Ge mein de Wal luf 107.000 € 0,4%

Ge mein de Hei den rod 94.800 € 0,4%

Ge mein de Wal dems 70.700 € 0,3%

Stadt Gei sen heim 47.600 € 0,2%

 25.748.918 € 100,0%
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In der Gesellschafterversammlung vom 20. Juli 2023 wurde der ge prüfte und un ter dem

Da tum vom 29. Juni 2023 mit dem uneingeschränkten Bestätigungs vermerk verse hene

Jah res ab schluss zum 31. Dezember 2022 zusammen mit dem Lage bericht für das 

Geschäftsjahr 2022 festge stellt. Der Geschäftsführung wurde zudem für das vom 1. Janu-

ar bis 31. Dezember 2022 lau fen de Ge schäfts jahr Ent la s tung erteilt. Die Offenle gung 

erfolgte am 21. August 2023 ge mäß § 325 HGB.

Der Beschluss der Gesellschafterversammlung über die Verwendung des festge stellten Er-

geb nisses für das zum 31. Dezember 2022 abgelaufene Geschäfts jahr wurde im Be richts-

jahr voll zo gen.
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Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HgrG

kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus,

Bad Schwalbach

für das Geschäftsjahr 2023

Inhaltsverzeichnis

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation

1 Tätigkeit von Überwa chungsorganen und Geschäftsleitung sowie
 individualisierte Of fenlegung der Organbezüge

Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums

2 Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen
3 Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling
4 Risikofrüherkennungssystem
5 Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Deri vate
6 Interne Revision

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit

7 Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz,
 Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden
 Beschlüssen des Überwachungsorgans
8 Durchführung von Investitionen
9 Vergaberegelungen
10 Berichterstattung an das Überwachungsorgan

Vermögens- und Finanzlage

11 Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven
12 Finanzierung
13 Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

Ertragslage

14 Rentabilität/Wirtschaftlichkeit
15 Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen
16 Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung 
 der Ertragsla ge
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation

1 Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie indivi-
dualisierte Offenlegung der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für
die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus
schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Ge-
schäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen die-
se Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns?

· Für die Geschäftsführung liegt eine Geschäftsordnung aus dem Jahr 2014 vor,
in der die Erteilung von Vollmachten, die beschlussfähigen Angelegenheiten
und die Zusammenarbeit mit dem Aufsichtsrat regelt ist. Daneben unterliegen
die Aufgaben und Befugnisse der Organe den Regelungen nach §§ 7 bis 14 des
Gesellschaftsvertrags.

· Der Aufsichtsrat hat im Sinne des § 11 Abs. 3 des Gesellschaftsvertrags den Fi-
nanz- und Prüfungsausschuss und den Bauausschuss gewählt. 

· In dem für das Berichtsjahr gültige Organigramm in der Fassung vom 15. Fe-
bruar 2023 sind die Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten geregelt. Diese
unterteilen sich im Wesentlichen in die Abteilungen Technik, Immobilienmana-
gement, Regiebetrieb sowie Rechnungswesen.

· Im Laufe unserer Prüfung haben sich keine Hinweise ergeben, dass die Rege-
lungen nicht den Anforderungen und Bedürfnissen des Unternehmens entspre-
chen.

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden
und wurden Niederschriften hierüber erstellt?

· Im Berichtsjahr fanden zwei Sitzungen der Gesellschafterversammlung und
fünf Sitzungen des Aufsichtsrats statt. Zudem wurden vom Finanz- und Prü-
fungsausschuss zwei Sitzungen sowie vom Bauausschuss zwei Sitzungen abge-
halten und ein Umlaufbeschluss gefasst. Von allen Sitzungen liegen Protokolle
vor.

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Ab-
satz 1 Satz 5 AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

· Die Geschäftsleitung ist auskunftsgemäß in keinen Aufsichtsräten oder anderen
Kontrollgremien tätig.

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan)
individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt
nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger
Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet?

· Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten eine Aufwandsentschädigung. Die Vergü-
tung wird im Anhang (Anlage III) erläutert. Die Angabe der Ge schäftsführer-
vergütung unter bleibt ge mäß der Schutzklausel nach § 286 Absatz 4 HGB.
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Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums

2 Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-
plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkei-
ten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?

· Ein den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechender Organigramm liegt
vor und wird laufend überprüft. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfah-
ren wird?

· Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass
nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird.

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und
dokumentiert?

· Vorkehrungen zur Korruptionsprävention wurden unter Anwendung des
Vier-Augen-Prinzips und der Funktionstrennung in sensiblen Bereichen ergrif-
fen und dokumentiert.

· In dem Organisationshandbuch werden zudem die Freigabegrenzen für die
Vergabe von Einzel-, Bauaufträgen und Rahmenvereinbarungen sowie für Zahl-
läufe und Ausgangsrechnungen geregelt. 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche
Entscheidungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung,
Personalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich
Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten werden?

· Schriftliche Richtlinien, Dienst- und Arbeitsanweisungen sowie Arbeitshilfen,
mit den für die Sachbearbeitung verbundenen Feststellungsbefugnissen und
Berechtigungen, liegen vor.

· Die organisatorischen Regelungen sind im Organisationshandbuch enthalten,
ebenso Richtlinien für die Auftragsvergabe und Abwicklung. Kreditaufnahme
und -gewährung sind im Gesellschaftsvertrag insofern geregelt, als dass der
Gesellschafterversammlung die Beschlussfassung über den Gesamtbetrag, bis
zu dem Darlehen übernommen oder Schuldverschreibungen ausgegeben wer-
den sollen, obliegt. 

· Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die
bestehenden Regelungen nicht eingehalten werden.

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücks-
verwaltung, EDV)?

· Nach unserer während der Jahresabschlussprüfung gewonnenen Eindruck ist
die Do ku mentation von Verträgen ordnungsgemäß.    
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3 Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-
schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Pro-
jekten – den Bedürfnissen des Unternehmens?

· Die kwb erstellt eine rollierende Mehrjahresplanung mit einem Planungszeit-
raum von fünf Jahren, die sowohl die Ertrags- als auch die Liquiditätslage um-
fasst. Diese wird jährlich unter Berücksichtigung der sich ändernden Markt-
und Konjunkturentwicklung sowie der strategischen Ausrichtung der Unterneh-
mung und deren Unternehmensziele fortgeschrieben.

· Darüber hinaus besteht ein monatliches kennzahlenbasiertes Berichtswesen,
das ergänzt wird um eine laufende Kostenverfolgung von Bauprojekten und
den bestehenden Instandhaltungsbudgets. Letztere obliegen der Verantwor-
tung der Projektleiter. 

· Nach unseren Feststellungen entspricht die Ausgestaltung des Planungswesens
den Anforderungen der Gesellschaft.

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

· Im Rahmen des monatlichen Berichtswesens erfolgt ein Soll-Ist-Vergleich, in
dem Planabweichungen untersucht werden und Budgetabweichungen bei Bau-
projekten besprochen werden, um gegebenenfalls Maßnahmen frühzeitig ein-
zuleiten.

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und
den besonderen Anforderungen des Unternehmens?

· Das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung entspricht allen von
der Gesellschaft benötigten Anforderungen.

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Li-
quiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

· Der Stand und die Entwicklung der Liquidität werden regelmäßig überprüft.

· Es besteht eine mittelfristige Finanzvorschau zur Liquiditätskontrolle. Die Kre-
ditaufnahme wird mit dem Kapitalbedarf abgestimmt.

e) Gehört zum Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht einge-
halten worden sind?

· Es besteht kein Cash-Management.

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt wer-
den? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende For-
derungen zeitnah und effektiv eingezogen werden?

· Entgelte bzw. insbesondere Mietforderungen werden vollständig und zeitnah in
Rechnung gestellt, wobei mit der überwiegenden Zahl an Mietern bzw. den
verantwortlichen Ämtern Lastschriften eingerichtet wurden. Die darüber hinaus
bestehenden Außenstände und Kredite werden laufend überwacht. Schriftliche
Mahnungen erfolgen monatlich.

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und
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g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und
umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?

· Die Aufgaben des Controllings werden von der Geschäftsführung in enger Ab-
stimmung mit dem Rechnungswesen wahrgenommen, die die gesamte Unter-
nehmenssteuerung für alle wesentlichen Unternehmensbereiche verantwortet.
Es entspricht den Anforderungen des Unternehmens.

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-
chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche
Beteiligung besteht?

· Die Gesellschaft hält keine Beteiligungen.  

4 Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert
und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig
erkannt werden können?

· Die Gesellschaft hat unternehmensspezifische Frühwarnsignale definiert, mit
deren Hilfe die bestandsgefährdenden Risiken, insbesondere durch Leerstände
von Objekten, durch Kostenüberschreitungen bei Neubau-, Instandhaltungs-
und Modernisierungsmaßnahmen, durch Kostensteigerungen im Allgemeinen
sowie Liquiditätsprobleme, rechtzeitig erkannt werden können.

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Ha-
ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

· Die Maßnahmen reichen aus und sind geeignet, ihren Zweck zu erfüllen.

· Anhaltspunkte, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden, haben sich im
Laufe meiner Prüfung nicht ergeben.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

· Die Maßnahmen sind den Bedürfnissen der Gesellschaft entsprechend doku-
mentiert.

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit
dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen
abgestimmt und angepasst?

· Die festgelegten Frühwarnsignale und Maßnahmen werden kontinuierlich und
systematisch mit dem aktuellen Geschäftsumfeld und den Geschäftsprozessen
und Funktionen abgestimmt. Änderungen der betrieblichen Abläufe werden be-
achtet und führen zu Anpassungen.

5 Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate
 
 Da im Geschäftsjahr keine Finanzinstrumente eingesetzt wurden, ist dieser Fra-

genkreis nicht einschlägig.

6 Interne Revision

  Entsprechend der Größe und der Struktur der Gesellschaft be steht keine eigen
ständige in terne Revision. Die Beantwortung des Fra gen kreises entfällt.
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 

7 Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz,
 Satzung Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden
 Beschlüssen des Überwachungsorgans

a)  Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-
chungsorgans zu zu stimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnah men nicht 
eingeholt worden ist?

· Nach unseren Feststellungen wurden im Berichtsjahr keine Maßnahmen durch-
geführt, zu welchen die Zustimmung der zuständigen Organe nicht vorgelegen
hat.

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-
wachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

· Im Rahmen unserer Prüfung sind uns keine derartigen Sachverhalte bekannt
geworden.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maß-
nahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen
vorgenommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

· Im Rahmen unserer Prüfung sind uns keine derartigen Sachverhalte bekannt
geworden.

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Be-
schlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen?

· Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben.

8 Durchführung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, im-
materielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf
Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

· Die Planung und Überprüfung der Investitionen erfolgt projektbezogen im Rah-
men der Kostenverfolgung. Abweichungen von der Planung werden regelmäßig
besprochen und analysiert. Das Vorgehen ist nach unseren Feststellungen in
angemessener Weise.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preiser-
mittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des
Preises zu ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder
Beteiligungen)?

· Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. Nach unseren Kenntnissen
waren die Unterlagen zur Preisermittlung ausreichend.

c) Werden Durchfüh rung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend
überwacht und Abweichungen untersucht?

· Es erfolgt eine laufende Investitionsüberwachung durch die Geschäftsführung,
technische Leitung und externe Ingenieurbüros.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge-
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d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge-
ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

· In dem Geschäftsjahr gab es keine wesentlichen Kostenüberschreitungen bei
abgeschlossenen Investitionen. 

· Infolge eines Brandschadens in der Erlenmeyerstraße 21, Taunusstein, muss
die kwb rund 2,0 Mio. € ungeplante Investitionen in die Wiederherstellung des
Ob jektes tätigen. Davon werden rund T€ 800 TEUR von der Versicherungs ge-
sellschaft übernommen. 

· Der Aufsichtsrat wird regelmäßig über den Stand der Bauprojekte und mög-
liche Kostenüberschreibungen in Kenntnis gesetzt. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge
nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

· Solche Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben.

9 Vergaberegelungen

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B.
VOB, BOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

· Es haben sich dazu keine Anhaltspunkte ergeben.

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenz-
angebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

· Nach unseren Feststellungen werden bei wesentlichen Investitionen in der Re-
gel Konkurrenzangebote eingeholt.

10 Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

· Im Rahmen der regelmäßig stattfindenden Sitzungen des Aufsichtsrats erstat-
tet der Geschäftsführer Bericht über die Entwicklungen des Geschäftsjahrs.

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des
Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

· Die Berichterstattung vermittelt einen zutreffenden Eindruck von der wirt-
schaftlichen Lage der Gesellschaft.

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeit-
nah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ord-
nungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen
oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet?

· Durch den regelmäßigen Sitzungsturnus des Aufsichtsrats war eine zeitnahe
Unterrichtung gewährleistet.

· Hinweise auf ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewi-
ckelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen und wesentliche
Unterlassungen lagen nicht vor.
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d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan
auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Absatz 3 AktG)?

· Im Berichtsjahr wurde keine besondere Berichterstattung von dem Überwa-
chungsorgan gewünscht.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach
§ 90 AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausrei-
chend war?

· Anhaltspunkte für eine unzureichende Berichterstattung haben sich nicht erge-
ben.

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart?
Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorg-
an erörtert?

· Die Gesellschaft verfügt über eine eigenständige Vermögensschaden-Haft-
pflichtversicherung für den Geschäftsführer, die Mitglieder des Aufsichtsrats
und die leitenden Angestellten. Die Versicherungssumme pro Versicherungsfall
und Versicherungsjahr beträgt 3,0 Mio. €. Ein Selbstbehalt ist nicht vereinbart.

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan
offengelegt worden?

· Es liegen keine Meldungen über Interessenskonflikte vor.

Vermögens- und Finanzlage 

11 Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermö-
gen?

· Im Rahmen einer Portfoliobereinigung will sich die kwb gezielt von Wohnein-
heiten und Objekten trennen. Im Geschäftsjahr wurden neun in Form einer
Wohneigentumsgemeinschaft gehaltene Wohnungen nach Erhalt der vereinbar-
ten Kaufpreiszahlung zivilrechtlich und wirtschaftlich übertragen. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

· Nein.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu
den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Ver-
mögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?

· Mit Bezug auf die Marktwerte der im Jahr 2020 erstellten Gutachten im Zusam-
menhang mit der Portfoliobereinigung weist die kwb bei den von ihnen gehal-
tenen Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten mit Wohnbauten unver-
ändert stille Reserven aus. Dies wurde durch den im Berichtsjahr erzielten
Buchgewinn aus dem Verkauf erneut bestätigt.

· Darüber hinaus bestehen keine weiteren wesentlichen stillen Reserven und Las-
ten.
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12 Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen
zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Inves-
titionsverpflichtungen finanziert werden?

· Wir verweisen auf die Ausführungen im Lagebericht (Anlage IV).

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der
Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

· Diese Frage ist nicht einschlägig, da keine Konzernstruktur vorliegt.

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Gar-
antien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht be-
achtet wurden?

· Für den Bau von Wohnanlagen und die Modernisierung von Wohnbauten wur-
den wie in den Vorjahren Fördermittel der Kreditanstalt für Wiederaufbau,
Frankfurt am Main, und der Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen,
Frankfurt am Main, verwendet.

· Zudem hat die kwb Bundesfördermittel vom Bundesamt für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle für ein Bauprojekt beantragt. Der Zuwendungsbescheid ist
bereits ergangen. Die Voraussetzungen zur Auszahlung der Fördermittelt sind
jedoch bis zum Bilanzstichtag noch nicht erfüllt. 

13 Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapital-
ausstattung?

· Der Eigenkapitalanteil liegt zum 31. Dezember 2023 bei 29,0 % (Vj. 28,8 %)
und ist damit nahezu unverändert zum Vorjahr. Finanzierungsprobleme auf-
grund einer zu niedrigen Eigenkapitalausstattung bestehen jedoch nicht.

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung)
mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

· Vom Jahresüberschuss der Gesellschaft werden vertragsgemäß 10,0 % der ge-
sellschaftsvertraglichen Rücklage zugeführt. Der verbleibende Bilanzgewinn soll
in die Bauerneuerungsrücklage dotiert werden.

· Aus unserer Sicht ergeben sich keine Bedenken gegen den Gewinnverwen-
dungsvorschlag.
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Ertragslage

14 Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen-
ten/Konzernunternehmen zusammen?

· Eine Aufteilung des Ergebnisses nach Segmenten erfolgt nicht. Die kwb er stellt
aufgrund der kommunalen Bürgschaft des Rheingau-Taunus-Kreises eine Tren-
nungsrechnung, die das Jahresergebnis für die von der kwb erbrachten Dienst-
leistungen in die Bereiche gefördert, nicht gefördert und gewerblich un terteilt. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

· Im Geschäftsjahr erzielte die kwb einen Buchgewinn aus einem Im mobilien-
verkauf in Höhe von T€ 277.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leis-
tungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern
eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?

· Leistungsbeziehungen mit den Gesellschaftern werden in der Regel zu ange-
messenen Konditionen abgewickelt und sind vertraglich vereinbart.

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

· Die Frage ist nicht einschlägig.

15 Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von
Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

· Verlustbringende Geschäfte konnten im Berichtsjahr nicht festgestellt werden.

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um wel-
che Maßnahmen handelt es sich?

· Die Frage ist nicht einschlägig. Siehe Antwort zu 15 a).

16 Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der
Ertragslage

 Dieser Fragenkreis ist aufgrund des erzielten Jahresüber schusses nicht ein schlä gig.



                       kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus
                                     Prüfungsbericht zum 31. Dezember 2023

Anlage VIII
Seite 1



                       kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus
                                     Prüfungsbericht zum 31. Dezember 2023

Anlage VIII
Seite 2



                       kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus
                                     Prüfungsbericht zum 31. Dezember 2023

Anlage VIII
Seite 3



                       kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus
                                     Prüfungsbericht zum 31. Dezember 2023

Anlage VIII
Seite 4


	Hauptbericht
	Prüfungsauftrag
	1. Prüfungsauftrag

	Grundsätzliche Feststellungen
	2. Grundsätzliche Feststellungen
	2.1 Lage des Unternehmens
	2.1.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

	Wiedergabe des Bestätigungsvermerks
	3. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

	Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung
	4. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung
	4.1 Gegenstand der Prüfung
	4.2 Art und Umfang der Prüfungsdurchführung
	4.3 Unabhängigkeit

	Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung
	5. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung
	5.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung
	5.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen
	5.1.2 Jahresabschluss
	5.1.3 Lagebericht
	5.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses
	5.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses
	5.2.2 Bewertungsgrundlagen
	5.2.3 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen
	5.2.4 Aufgliederungen und Erläuterungen

	Feststellungen gemäß § 53 HGrG
	6. Feststellung aus Erweiterungen des Prüfungsauftrags gemäß § 53 HGrG

	Schlussbemerkung
	7. Schlussbemerkung

	Anlagen
	Anhang
	Anlagenspiegel nach Handelsrecht
	Anlagenspiegel nach Handelsrecht zum 31. Dezember 2023 

	Lagebericht
	Bestätigungsvermerk/Bescheinigung
	Fakultative Anlagen
	Auftragsbedingungen

		2024-06-26T10:21:09+0200
	FP-Sign
	Andreas Paul Labudda
	Andreas Labudda


		2024-06-26T10:27:23+0200
	FP-Sign
	Andreas Paul Labudda
	Andreas Labudda




